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Sachge biet 219 


Große Anfrage 

des Abgeordneten Benda und der 
Fraktion der CDU/CSU 


betr. Verbrechensbekämpfung 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung das gegenwärtige Aus- 
maß der Kriminalität in der Bundesrepublik Deutschland? 

2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, mit Mit- 
teln des kooperativen Föderalismus eine Straffung und 
Vereinheitlichung der Organisation der Kriminalpolizei in 
den einzelnen Ländern zu erreichen? 

3. Hält es die Bundesregierung für notwendig, durch eine 
Änderung der Besoldungsstruktur und des Laufbahnrechts 
sowie durch eine Verbesserung der Aus- und Fortbildung 
die Personalsituation bei der Kriminalpolizei günstig zu 
beeinflussen? 

4. Hält die Bundesregierung die gegenwärtige technische 
Ausrüstung der Kriminalpolizei, insbesondere die Funk- 
technik, für ausreichend, um eine bestmögliche Zusammen- 
arbeit der Kriminalpolizei in Bund und Ländern zu gewähr- 
leisten? 

5. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundsregierung erfor- 
derlichenfalls zu ergreifen, um die technische Ausrüstung 
der Kriminalpolizei zu verbessern, zu modernisieren und 
zu vereinheitlichen? 

6. Hält die Bundsregierung eine Intensivierung der Forschung 
auf kriminalpolizeilichem Gebiet für notwendig? 

7. Was hat die Bundesregierung veranlaßt, um dem auf An- 
trag des Innenausschusses gefaßten Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 2. Juli 1969 Nummer 4 a) nachzukommen? 
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8. Welche Erfahrungen wurden inzwischen mit der Koordi- 
nierungsbefugnis des Bundeskriminalamtes nach Inkraft- 
treten des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskri- 
minalamtes) am 1. Januar 1970 gemacht? 

9. Welche Fortschritte wurden inzwischen beim Ausbau eines 
automatischen Auskunfts- und Informationssystems des 
Bundeskriminalamtes und des EDV-Verbundnetzes mit den 
Ländern gemacht? 

10. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen der 
Änderungen der Strafprozeßordnung, insbesondere des 
Haftrechts, auf die Arbeit der Kriminalpolizei? 


Bonn, den 29. April 1970 


Benda 

Dr. Barzeh Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


In den ersten Monaten des Jahres 1969 lagen dem Deutschen 
Bundestag drei gesonderte Initiativgesetzentwürfe der Fraktion 
der CDU/CSU, der Fraktion der SPD und der Fraktion der FDP 
zur Änderung des Gesetzes über die Einrichtung eines Bundes- 
kriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) — BKA-Gesetz — 
vor (Drucksachen V/3802, V/3803, V/3742). In allen drei Gesetz- 
entwürfen war eine Erweiterung der Zuständigkeiten des BKA 
vorgesehen, am weitesten ging hierbei der FDP-Entwurf, am 
zurückhaltensten war der Entwurf der SPD, während der Ent- 
wurf der CDU-Fraktion eine Mittellösung vorsah. Da sich die 
SPD-Fraktion gegen eine weitergehende Übertragung von Zu- 
ständigkeiten der Länderpolizeien auf das Bundeskriminalamt 
sperrte, wurde vom Innenausschuß eine sehr eingeschränkte 
Teillösung beschlossen (Drucksache V/4530), die als Änderungs- 
gesetz vom 19. September 1969 am 1. Januar 1970 in Kraft 
getreten ist. Danach wurden dem Bundeskriminalamt folgende 
Zuständigkeiten neu übertragen: 

Ermittlungen im Zuständigkeitsbereich des Generalbundes- 
anwalts (Staatsschutzdelikte), 

Entsendung von Beamten zur Unterstützung der Polizei- 
behörden der Länder (§ 4 a BKA-Gesetz), 

Zuweisung von Ermittlungsaufträgen bei überregionalen 
Straftaten an ein bestimmtes Landeskriminalamt (§ 4 b 
BKA-Gesetz). 

Insbesondere wegen der Zunahme der von reisenden Straftä- 
tern begangenen Delikte erscheint eine weitere Verstärkung 
der Bundeszuständigkeit auf dem Gebiet der Verbrechensbe- 
kämpfung auf lange Sicht notwendig. Weit vordringlicher ist 
jedoch eine Verbesserung der Organisationsstruktur der Krimi- 
nalpolizei in den einzelnen Ländern. Die Organisation der 
Kriminalpolizei ist praktisch in jedem Land unterschiedlich; sie 
sollte zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den 
einzelnen Ländern vereinheitlicht werden. Besonders fragwür- 
dig erscheint das Fortbestehen kommunaler Polizeibehörden in 
einigen Ländern. 

Der Personalmangel ist gerade bei der Kriminalpolizei beson- 
ders groß. Dies gilt nicht zuletzt auch für das Bundeskriminal- 
amt. Vorerst ist nicht abzusehen, wie die neu geschaffenen Stel- 
len dieser Behörde mit qualifizierten Beamten besetzt werden 
können. Notwendig ist die Schaffung eines einheitlichen Berufs- 
bildes für die Polizeibeamten und eine Änderung der Besol- 
dungsstruktur. Wenn dies geschieht, können auch die Bildungs- 
voraussetzungen für die Laufbahn der Kriminalpolizei erhöht 
und im größeren Umfange als bisher Abiturienten und Real- 
schüler gewonnen werden. 
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Die technische Ausstattung der Kriminalpolizei im Bund und in 
den einzelnen Ländern ist noch überaus uneinheitlich und teil- 
weise sehr unzureichend. Dies gilt sowohl für einfache techni- 
sche Geräte (z. B. Kraftfahrzeuge, Fernsprecher), wie auch für 
komplizierte Geräte der Kriminaltechnik. Insbesondere ist die 
Funktechnik der Kriminalpolizei so uneinheitlich, daß durch die 
Unterschiedlichkeit der Funkgeräte und der Funkfrequenzen 
die Arbeit der Kriminalpolizei erheblich beeinträchtigt wird. 
Vordringlich erscheinen auch technische Verbesserungen auf 
dem Gebiet einer verbundenen elektronischen Datenverarbei- 
tung und der Aufbau eines bundesweiten Bildübertragungs- 
netzes. 

Der 5. Deutsche Bundestag hat bei der Verabschiedung der 
Novelle zum BKA-Gesetz gleichzeitig einen Entschließungsan- 
trag des Innenausschusses (Drucksache V/4530) angenommen. 
Mit der vorliegenden Großen Anfrage wird die Bundesregie- 
rung um Auskunft darüber ersucht, was sie bisher auf Grund 
dieses Entschließungsantrags zur Verbesserung der kriminal- 
polizeilichen Arbeit veranlaßt hat. 


4 



